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• Leitfaden zur Gewinnung und Stärkung
von Freiwilligen für die Feuerwehren in
Hessen

• Kampagne Hessen: Alle brauchen
Dich – www.allebrauchendich.com

Neben Großflächenplakaten stehen
auch Aufkleber sowie weiteres Werbe-
material zur Verfügung.  Der Landesfeu-
erwehrverband Hessen wird Sie darüber
informieren, wie dieses Material für die
Öffentlichkeitsarbeit verteilt wird.
Der Landesfeuerwehrverband unter-
stützt hier bei Fragen und mit Materia-
lien. Gerne kann auch ein Ehrenamtsbe-
rater regional eingebunden werden.

• Die Kampagne des Deutschen Feuer-
wehrverbandes: Vielfalt leben. Vielfalt
schützen.

Hierzu ergehen demnächst noch weite-
re Informationen.

In diesem Sinne appelliere ich nochmals:
Machen Sie von Ihrem Wahlrecht Ge -
brauch! Freie und unabhängige Wah   len
sind ein hohes Gut und nicht in allen Län-
dern dieser Welt eine Selbstverständ-
lichkeit. Hinzu kommt: Sie kön nen in
Hessen sogar »doppelt« wählen – bei der
gemeinsam stattfindenden Landtags-
und Bundestagswahl.

Ralf Ackermann

Editorial

Ralf Ackermann
Präsident Landesfeuerwehrverband
Hessen

n Sehr geehrte Leserinnen und Leser,
liebe Feuerwehrkameradinnen und 
-kameraden,

vor Ihnen liegt die Sonderausgabe
unseres LFV-Infodienstes (Feuerwehr
Hessen NEWS) zur Landtagswahl am 
22. September 2013. 
Bereits im Rahmen des Parlamentari-
schen Abends in Wiesbaden im Frühjahr
dieses Jahres haben wir Themen der
hessischen Feuerwehren bei den im
Landtag vertretenen Fraktionen ange-
sprochen. 
Nun hat der Landesfeuerwehrverband an
die Parteien »Wahlprüfsteine« gesandt,
um deren Positionen für verschiedene
Punkte zur Entwicklung des Feuerwehr-
wesens in den nächsten Jahren zu erfah-
ren. Wichtig waren uns dabei eine soli-
de Mitfinanzierung seitens des Landes
Hessen und die zukünftigen Rahmenbe-
dingungen für das Feuerwehrwesen.
Die Antworten der Parteien wurden in
diesem Heft zusammengefasst und
sind so wiedergegeben, wie sie die Par-
teien formuliert haben.
Hierzu wünschen wir ihnen eine informa-
tive Lektüre – und hoffen, dass viele Feu-
erwehrleute von ihrem aktiven Wahlrecht
Gebrauch machen. Denn die Demokra-
tie lebt vom Mitmachen!
Des Weiteren möchte ich noch einmal auf
das Thema Mitgliederentwicklung hin-
weisen. Uns Feuerwehren – und da sind
alle gefragt – muss es gelingen, an der
personellen Zukunft weiterzuarbeiten.
Dazu stehen verschiedene Unterstützun-
gen aktuell zur Verfügung:
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1. Wie sehen Sie die
Entwicklung der hessi-
schen Feuerwehren in
den nächsten Jahren –

und zwar jeweils bezogen auf die Frei-
willigen Feuerwehren, Berufsfeuer-
wehren und Werksfeuerwehren?

2. Wie setzen Sie sich
für die Zukunft des flä-
chendeckenden
Brandschutzes durch

die Erhaltung der Orts- bzw. Stadtteil-
feuerwehren ein? 
Als Stichwort nennen wir die auf ver-
schiedenen Ebenen eingebrachten
Themen zur Zwangsfusionierung von
Feuerwehren.

Wahlprüfsteine

1. Durch gesellschaftliche Veränderungen
sowie die demographische Entwicklung
der Bevölkerung tritt ein leichter Rückgang
des Personalbestandes bei den Freiwilli-
gen Feuerwehren ein, der in der Zukunft
noch zunehmen kann. Ursachen sind u.a.
die steigenden beruflichen Anforderungen
so wie zunehmende Mobilitätsanforde-
rungen in Beruf und Freizeit. Es ist zu
erwarten, dass zukünftig Kommunen
verstärkt Feuerwehren innerhalb der
Kommunen zusammenlegen oder Kon-
zepte im Rahmen der interkommunalen
Zusammenarbeit entwickeln. In diesem
Zusammenhang sei aber er wähnt, dass
die CDU Hessen nach wie vor uneinge-
schränkt zum Konzept der Ortsteilfeuer-
wehren steht, wie es auch in § 7 des Hes-
sischen Brand- und Katastrop hen -
schutz    gesetzes geregelt ist. 
Bei Berufsfeuerwehren sind kaum Perso-
nalprobleme zu verzeichnen. 
Werksfeuerwehren besitzen in der Regel
keine personellen Probleme, da diese auf
Grundlage des Hessischen Brand- und
Katastrophenschutzgesetzes von den
Regierungspräsidien angeordnet werden
und Unternehmen entsprechend ausge-
bildetes Personal einstellen müssen. 

2. Grundsätzlich sollen Orts- bzw. Stadt-
teilfeuerwehren erhalten werden. Es ist je -
doch davon auszugehen, dass sich einige
kleine Ortsteilfeuerwehren im ländlichen
Raum zusammenschließen werden, um
dau erhaft einsatzbereite Feuerwehren ge -
währleisten zu können. Vielerorts er kennen
dies Führungskräfte der Feuerwehren be reits
heute und schlagen den jeweiligen Kommu-
nen entsprechende Kon zepte vor. Als CDU
Hessen stehen wir dort, wo sich diese Fra-
ge stellt, jedoch für einen freiwilligen Prozess,
der sich an der Einsatzfähigkeit und Reak-
tionsfähigkeit der im Einzelfall in Rede ste-
henden Feuerwehren orientieren muss. 

1. Bei den freiwilligen Feuerwehren
muss es vor allem darum gehen, die
Personalstärke zu erhalten und den
Nachwuchs für das Engagement bei der
Feuerwehr zu interessieren.
Die steigenden Anforderungen an
Berufs- und Werksfeuerwehrleute
müs sen sich unter Anderem in einer
angemessenen Bezahlung nieder-
schlagen. Dies ist allerdings Sache der
Tarifpartner. 

2. Die Zwangsfusionierungen von Feu-
erwehren, wie ursprünglich von der Lan-
desregierung angedacht waren, lehnen
wir ab. Stärke der Feuerwehren ist ihre
Verankerung vor Ort. Dieser Schlüssel
sollte nicht aus der Hand gegeben wer-
den. Dort wo Kooperationen sinnvoll
sind und auf freiwilliger Basis erfolgen,
sind diese zu unterstützen. 

Der Landesfeuerwehrverband Hessen fragt –

Frage CDU SPD
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1. Entscheidend für den funktionieren-
den Brand- und Katastrophenschutz in
Hessen ist  das ehrenamtliche Engage-
ment der vielen Helfer, speziell in den
Freiwilligen  Feuerwehren. Dieses wol-
len wir weiter stärken, dabei aber auch
nicht die Berufs- und Werksfeuerweh-
ren aus dem Blick verlieren. Insbeson-
dere die dem Arbeitsschutz dienenden
EU-Bestimmungen wollen wir hinsicht-
lich ihrer Wirkung auf das Ehrenamt in
Hessen und die besondere Bedeutung
für die Freiwilligen Feuerwehren weiter-
hin kritisch begleiten, damit Schutzbe-
stimmungen, die für die Berufs- und
Werksfeuerwehren sinnvoll und gebo-
ten sind, eine ehrenamtliche Tätigkeit in
der Freiwilligen Feuerwehr nicht verhin-
dern. 
Wir wollen auch die Nachwuchsgewin-
nung durch die Jugendfeuerwehren
weiter unterstützen. Außerdem wollen
wir die Kooperationen von Freiwilligen
Feuerwehren in Europa unterstützen
und z.B. beim Aufbau der Freiwilligen
Feuerwehr in Griechenland Hilfe leisten. 

2. Der Brandschutz in der Fläche ist Auf-
gabe des Landes und der Kommunen
gemäß dem Hessischen Gesetz über
Brand- und Katastrophenschutz. Da bei
sind die Aufgaben der  Gemeinden,
Landkreise und kreisfreien Städte als
Selbstverwaltungsaufgaben in der
eigenen Zuständigkeit der Kommunen
zu belassen. Über die Einrichtung von
Ortsteilfeuerwehren entscheidet somit
die Kommune in eigener Verantwortung.
Dabei ist  jedoch zu beachten, dass die
Gemeindefeuerwehr so aufzustellen
ist, dass sie in der  Regel zu jeder Zeit
und an jedem Ort ihres Zuständigkeits-

1. Alle drei Wehren – freiwillige, Berufs-
und Werksfeuerwehren sind wichtig und
leisten einen bedeutenden unverzicht-
baren Beitrag zum umfassenden
Brand schutz.
Durch die hohe Qualität und die Diffe-
renziertheit seiner Wehren verfügt Hes-
sen über eine hervorragende Brand-
schutzstruktur, die ganz wesentlich
von der hohen Einsatzbereitschaft der
freiwilligen und professionellen Feuer-
wehrleute geprägt ist.
Diese differenzierte Struktur hat sich
gerade für die höchst unterschiedliche
Infrastruktur Hessens – vom Ballungs-
raum über Industriebetriebe bis hin zum
ländlichen Raum  – bewährt.

2. Feuerwehren leisten gerade in klei-
nen Orten nicht nur unverzichtbare
Arbeit im Brandschutz  sondern sind
auch ein wichtiger Teil des kulturellen
und sozialen Lebens. 
Wir sind grundsätzlich dafür, möglichst
viele Wehren an vielen Orten zu erhal-
ten.
Zwangsfusionen lehnen wir entschieden
ab, aber wo Wehren aus eigener Ent-
scheidung fusionieren, weil es sinnvoll
ist und sie sich positive Entwicklungen
davon versprechen, werden wir sie darin
unterstützen.

1. Bei den Freiwilligen Feuerwehren
sehen wir eine leicht positive Entwick-
lung. Dabei muss es in den nächsten
Jahren verstärkt gelingen, im Bereich
von Migrantinnen und Migranten neue
Aktive zu gewinnen und ebenfalls den
Anteil der Frauen weiter zu erhöhen.
Auch die freiwilligen Feuerwehren tra-
gen bereits verstärkt zur Integration von
Migrantinnen und Migranten in die
Gesellschaft bei. Ein weiterer Baustein
für eine flächendeckend funktionieren-
de Feuerwehr ist der Ausbau  von Ju -
gend feuerwehren durch Kooperationen
mit Schulen. 
Die Berufsfeuerwehren in den großen
Städten sind so zu gestalten, dass sie
einen attraktiven Arbeitsplatz darstellen.
Sie müssen weiter mit moderner Aus-
rüstung und Fuhrpark ausgestattet
werden. Hierfür bedarf es finanziell gut
ausgestatteter Kommunen, die nicht
unter Einnahmeausfällen und Kosten-
senkungsdruck stehen.

2. Eine zwangsweise Zusammenle-
gung von Feuerwehren lehnen wir ab.
Wie bereits in der ersten Antwort
beschrieben, treten wir für eine flächen-
deckende moderne Feuerwehr ein.
Dies erfordert jedoch auch Anstrengun-
gen, um Menschen vor allem zur
ehrenamtlichen Mitarbeit in der freiwil-
ligen Feuerwehr zu motivieren. Der vom
LFV Hessen herausgegebene Leitfaden
»Mehr Menschen für die Feuerwehr« ist
dabei ein wichtiger und hilfreicher
Bestandteil zur Erreichung dieses Zie-
les. Fusionen von Feuerwehrstandorten
soll ten unserer Meinung nach nur dann

FDP Die Grünen Die Linke

die Parteien antworten
Die Reihenfolge der Parteien ergibt sich aus den Mandaten
im aktuellen Landtag: CDU 46 Sitze, SPD 29 Sitze, FDP 19
Sitze, Die Grünen 17 Sitze und Die Linke 6 Sitze.
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Wahlprüfsteine

3. Wie können Sie sich
eine Erleichterung/ An -
er kennung des Diens -
tes der ehrenamtlich

tätigen Feuerwehrangehörigen, die ihre
Zeit und Gesundheit für andere ohne per-
sönliche Vorteile einsetzen, vor Ort vor-
stellen?

3. Die CDU Landtagsfraktion hat, getra-
gen durch die CDU Hessen, die Landes-
regierung in ihren Bestrebungen unter-
stützt, das Ehrenamt und insbesondere
seine Anerkennung zu stärken. Im
Bereich der Feuerwehr drückt sich die
Anerkennung des ehrenamtlichen Enga-
gements zu sätz lich zu den Brandschutz-
ehrenzeichen durch Auszahlung von
Anerkennungsprämien aus. Die Kommu-
nen als Träger der Feuerwehr können wei-
tere Vergünstigungen und Anreize zum
ehrenamtlichen Feuerwehrdienst schaf-
fen, z.B. Eintrittsvergünstigungen im
Schwimmbad. Diese sind vielfältig und
können aufgrund der Fülle hier nicht wei-
ter ausgeführt werden. 
Es gibt darüber hinaus viele Aktivitäten

der CDU-geführten Landesregierung zur
Ehrenamtsförderung im Brandschutz: 
• familienfreundliche Ausbildungsbedin-

gungen an der Hessischen Landesfeu-
erwehrschule, 

• Ehrenamtsberater, 
• FSJ in der Feuerwehr, 
• Anerkennungsprämie, 
• Feuerwehr-TV, 
• die Zeitschrift FLORIAN Hessen, 
• Landeshelferpartys, 
• Feuerwehrführerschein, 
• Feuerwehr des Monats und 
• Faltblätter.
Zudem wurde vor Kurzem durch die Lan-
desregierung eine neue Imagekampagne
vorgestellt. 
Darüber hinaus sei insgesamt auf die viel-
fältigen Maßnahmen der CDU-geführten
Landesregierung zur Stärkung und Förde-
rung des ehrenamtlichen Engagements im
Rahmen der  Ehrenamtskampagne »Ge -
meinsam Aktiv« – „Bürgerengagement in
Hessen“ verwiesen. Diese Maßnahmen
werden von der CDU Hessen ausdrück-
lich unterstützt. Um das in so vielen Berei-

3. Die Anerkennungskultur muss weiter
verbessert werden. Die neu eingeführ-
te Hessische Feuerwehrstiftung kann
dazu einen wichtigen Beitrag leisten. 
Denkbar wäre auch bei den Freiwilligen
Feuerwehrleuten, analog zu Freistel-
lungsregelungen für kommunale Man-
datsträger, mit gesetzlichen Regelungen
die Tätigkeit bei der Feuerwehr abzusi-
chern. Dazu zählte dann auch ein
besonderer Kündigungsschutz. 

Frage CDU SPD
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FDP Die Grünen Die Linke

bereichs innerhalb von zehn Minuten
nach der Alarmierung wirksame Hilfe
einleiten kann (§ 3 Abs. 2 HBKG).

3. Die Freien Demokraten stehen für eine
Kultur des Ehrenamts und seine Aner-
kennung. 
Für den Einsatz in den Freiwilligen Feu-
erwehren haben wir ermöglicht, dass bei 
langjährigem Engagement eine Aner-
kennungsprämie gezahlt werden kann.
Auf Bundesebene verfolgen wir weiter-
hin das Ziel steuerlicher Entlastung
ehrenamtlicher Betätigung. Dies gilt
auch für andere ehrenamtliche Tätigkeit,
jedoch profitieren hiervon auch ehren-
amtliche Feuerwehrleute in gleichem
Maße. 

3. Gerade die freiwilligen Feuerwehrleu-
te leisten einen wichtigen Beitrag zur
Gemeinschaft, ohne dafür materielle
Vergütung zu erwarten oder zu fordern.
Sie tun dies aus eigenem Antrieb
heraus und haben dafür höchste Aner-
kennung verdient.
Wir freuen uns, dass in Hessen mit
Unterstützung aller Fraktionen eine
wirkliche Anerkennungskultur entstan-
den ist, die das Ehrenamt nicht nur hoch
schätzt, sondern auch durch vielfältige
Fördermaßnahmen unterstützt.
Die Wertschätzung für freiwillige Feuer-
wehrleute ist besonders hoch und
Jugendfeuerwehren erfreuen sich gro-
ßer Anerkennung. Wir sind sehr dafür,
die Anerkennungskultur für das Ehren-
amt in Hessen weiter auszubauen.

erfolgen, wenn die betroffenen Feuer-
wehrstandorte dies selbst wollen.

3. Eine Erleichterung des Dienstes
wäre durch eine bessere Ausstattung
bei allen Feuerwehrstandorten in Hes-
sen hilfreich. Leider werden die Schul-
denbremse und der Kommunale Ret-
tungsschirm in Zukunft dafür sorgen,
dass Land und Kommunen aufgrund
von Kostensenkungen auch notwendi-
ge Ausgaben wie z. B. bei der Feuer-
wehr nicht vornehmen werden. Die 
LINKE hat weder der Bremse, noch dem
sogenannten Schutzschirm zuge-
stimmt, da wir eine Umkehr bei der
finanziellen Ausstattung der Kommunen
für notwendig halten.  Für die Anerken-
nung von ehrenamtlicher Feuerwehrar-
beit wären anerkennende Zeitguthaben
der im Öffentlichen Dienst tätigen, als
auch kostenlose Zugänge zu städti-
schen Einrichtungen denkbar. Wir wür-
den uns zudem wünschen, dass die
Feuerwehrarbeit regelmäßig öffentlich
stärker anerkannt würde.
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Wahlprüfsteine

Frage CDU SPD

4. Wie sollen die Füh-
rungskräfte in den
Feuerwehren für die
Zukunft fit gemacht

und dieser Tätigkeitsbereich attraktiv
gestaltet werden? 

chen notwendige ehrenamtliche Engage-
ment weiter zu unterstützen und die Lan-
despolitik entsprechend zu verpflichten,
schlagen wir als CDU Hessen in unserem
Wahlprogramm deshalb vor, die hessische
Verfassung dahingehend zu ändern,
dass eine neue Staatszielbestimmung zur
Förderung des ehrenamtlichen Einsatzes
für das Gemeinwohl aufgenommen wird. 

4. Führungskräfte werden neben der
kommunalen Ebene an der hessischen
Landesfeuerwehrschule ausgebildet. Die
Lehrgänge und Seminare richten sich the-
matisch wie auch inhaltlich an den aktu-
ellen Erfordernissen aus. Neue Lernme-
thoden wie auch die Unterstützung durch
eine landeseinheitliche Feuerwehrver-
waltungssoftware kommen ebenfalls zur
Anwendung, da der Beruf den ehrenamt-
lichen Kräften der für Ausbildung und
Organisation zur Verfügung stehenden
Zeit Grenzen setzt. 
Etwa 12 Millionen Euro der Mittel für den
Brandschutz werden für die Ausbildung
der Feuerwehrangehörigen an der Hessi-
sche Landesfeuerwehrschule in Kassel
(HLFS) und deren Außenstelle, das
Jugendfeuerwehrausbildungszentrum in
Marburg, benötigt. Die HLFS ist eine Ein-
richtung des Landes, an der die Ausbil-
dung für die Angehörigen der Freiwilligen
Feuerwehren kostenlos angeboten wird.
Jährlich wird das umfangreiche Angebot
der über 100 unterschiedlichen Semina-
re und Lehrgänge von mehr als  8.000 Teil-
nehmerinnen und Teilnehmern genutzt.
Die Lehrgangsteilnehmerinnen und Lehr-
gangsteilnehmer werden dafür von ihren
zumeist privaten Arbeitgebern freige-
stellt. Die Lehrgangsteilnehmer bekom-
men ihre Reisekosten, ihre Arbeitgeber
den Verdienstausfall erstattet. Dies stellt
sicher, dass alle Feuerwehrangehörigen,
unabhängig von der Finanzkraft ihrer
Kommune, gleichen Zugang zur Aus- und
Fortbildung haben. Im Jahr 2013 wird die
Hessische Landesfeuerwehrschule noch

4. Die Anforderungsprofile an Füh-
rungskräfte müssen die Ehrenamtlich-
keit im Blick haben. Zudem muss der
zeitliche Aufwand sich auch in den ent-
sprechenden Entschädigungen nie-
derschlagen.
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FDP Die Grünen Die Linke

4. Grundlage einer guten Führungskul-
tur in der Feuerwehr ist eine gute Aus-
bildung durch die Wehren vor Ort, aber
auch durch ein umfassendes und
hochwertiges Angebot der Landesfeu-
erwehrschule. Familienfreundliche Aus   -
bildungsbedingungen, wie die Möglich-
keit, unter bestimmten Voraussetzun-
gen Kinderbetreuungskosten erstattet
zu bekommen, tragen dazu bei, dass
diese Angebote auch von Menschen mit
Kindern besser genutzt werden können. 

4. Die attraktiven und guten Aus- und
Fortbildungsmöglichkeiten der Feuer-
wehren sollen weiter ausgebaut werden.
Durch die Sanierung und Modernisie-
rung der Feuerwehrschule in Kassel
wurde bereits ein wichtiger Baustein
vollendet. In der kommenden Wahlpe-
riode werden wir uns intensiv mit der
Verbesserung im Bereich der Jugend-
feuerwehr-Bildung beschäftigen. 

4. Hierzu ist zunächst der Grundsatz der
demokratischen Wahlen von Füh-
rungskräften bei den Feuerwehren bei-
zubehalten. Darüber hinaus können die
verstärkte Unterstützung und Koordina-
tion durch Hauptamtliche Kräfte je
nach Größe des Zuständigkeitsberei-
ches dazu beitragen, den Tätigkeitsbe-
reich der Feuerwehren zu verbessern.
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Wahlprüfsteine

Frage CDU SPD

5. Welche Ideen gibt
es, um die Personal-
stärke bei Freiwilligen
Feuerwehren insbe-

sondere an Werktagen zu verbessern?

einmal umgebaut und verfügt dann ab
dem Jahr 2014 über 240 Einzelzimmer
statt wie bisher über 120 Einzel- und 60
Doppelzimmer. Für die Aufstockung sind
6,6 Millionen Euro vorgesehen incl. rund
400.000 Euro für die Inneneinrichtung. 
Diese Konzeption für die Aus- und Wei-
terbildung von Führungskräften in den
Feuerwehren der CDU-geführten Landes-
regierung unterstützen wir als CDU Hes-
sen ausdrücklich. 

5. Mit der letzten Änderung des Hessi-
schen Brand- und Katastrophenschutzge-
setzes (HBKG) im Jahr 2010 wurde die
Doppelzugehörigkeit zu verschiedenen
Wehren eingeführt. Das heißt ein Feuer-
wehrangehöriger kann an zwei Orten in der
Feuerwehr tätig werden – in der seines
Wohnortes und in der seines Arbeitsortes.  
Bürgermeister/-innen können mit den
ortsansässigen Unternehmen Gesprä-
che zur Freistellung von Mitarbeitern/
-innen für den Feuerwehrdienst aufneh-
men. Auch sollten bevorzugt Feuerwehr-
angehörige bei der Besetzung von Stel-
len, auch in der Kommunalverwaltung,
berücksichtigt werden. 
Auch die CDU-geführte Landesregierung
hat im Rahmen ihrer Möglichkeiten
darauf reagiert. So ist im HBKG geregelt,
dass Feuerwehrangehörigen durch ihren
Dienst keine Nachteile am Arbeitsplatz
entstehen dürfen. Weiter können Arbeit-
geber, die Feuerwehrleute beschäftigen
und unterstützen, mit der Plakette »Part-
ner der Feuerwehr« ausgezeichnet wer-
den. Ebenfalls im HBKG wurde die maxi-
male Altersgrenze für den Einsatzdienst
auf 65 Jahre herauf gesetzt, um aktiven
Feuerwehrangehörigen eine längere
Dienstzeit zu ermöglichen. Hinzu kommen
die oben beschriebenen Aktivitäten der
Landesregierung zur Ehrenamtsförde-
rung, mit denen mehr Ehrenamtliche
gewonnen werden sollen. 
Im übrigen kann die Anerkennungsprä-

mie für nach dem 1.1.2011 erreichte Jubi-

5. Hier ist auch der öffentliche Dienst als
Arbeitgeber in besonderer Verantwor-
tung. Feuerwehrleute sollten bei gleicher
Eignung bevorzugt werden. Auch die
Anerkennungskultur für Arbeitgeber,
die sich der Feuerwehr verpflichtet füh-
len, muss gefördert werden. 
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5. Die Freiwilligen Feuerwehren in Hes-
sen sind bereits im Bereich der Nach-
wuchsgewinnung aktiv und werben
angesichts der demografischen Ent-
wicklung auch um Menschen mit
Migrationshintergrund. Diese integrati-
ven Ansätze, die auch das Integrations-
ministerium verfolgt, unterstützen wir
ausdrücklich. Wir wollen zudem Hinder-
nisse abbauen, die verhindern, dass
Menschen sich ehrenamtlich betätigen
und so die Rahmenbedingungen für ein
Engagement in der Feuerwehr auch an
Werktagen verbessern. 

5. Mit der Einführung der Möglichkeit
zwei verschiedener Einsatzabteilungen
(am Arbeits- und Wohnort) ist eine wirk-
lich sinnvolle Maßnahme zur verbesser-
ten faktischen Personalstärke umge-
setzt worden.
Im öffentlichen Dienst wurden mit dem
2. Dienstrechtsmodernisierungsgesetz
bereits die Freistellungsmöglichkeiten
für ehrenamtliche Tätigkeiten verbes-
sert. Wir werben auch in der Privatwirt-
schaft für großzügige Freistellungen für
die Ausübung des Ehrenamtes. Und
nicht zuletzt wollen wir auch in Bevöl-
kerungsgruppen für den Dienst in der
freiwilligen Feuerwehr werben, die zu
Zeit deutlich unterrepräsentiert sind.

5.Ein guter Weg, die Personalstärke zu
verbessern, ist es, den Weg einer ver-
stärkten Ansprache an interessierte
Frauen weiter zu gehen. Eine weitere
Möglichkeit bietet sich durch eine stär-
kere Präsenz von Feuerwehren an
Hochschulen. Bei entsprechenden
»Jobmessen« und zu Semesterbeginn
könnten interessierte Studierende
angesprochen werden, ehrenamtlich bei
der Feuerwehr mitzuarbeiten. Eine sol-
che Form der Werbung würde die 
LINKE im Gegensatz zu Bundeswehr-
werbung an den Schulen und Universi-
täten stark befürworten.



12 LFV-news Nr. 3

Wahlprüfsteine

Frage CDU SPD

6. Wie stellen Sie sich
den weiteren Ausbau
des Katastrophenschut -
zes in Hessen vor?

läen beantragt werden. Sie wird gestaf-
felt nach Dienstzeit in der Einsatzabteilung
in jeweils 10-jährigem  Abstand vergeben.
Nach 10 Jahren wird eine Prämie in Höhe
von 100 Euro, nach 20 Jahren von  200
Euro, nach 30 Jahren von 500 Euro und
nach 40 Jahren von 1.000 Euro gezahlt,
verbunden mit einer Dankesurkunde.
Voraussetzung für den Erhalt der Anerken-
nungsprämie ist eine aktive  Dienstzeit in
einer Einsatzabteilung einer Freiwilligen
Feuerwehr. Die Anerkennungsprämie
wird vom Land Hessen bezahlt. Mit Kabi-
nettsbeschluss vom 19.9.2012 können
auch die Einsatzkräfte geehrt werden, die
vor dem Stichtag (1.1.2011) bereits 40
Jahre Dienstzeit erreicht hatten und 
am Stichtag noch in der Einsatzabteilung
aktiv waren. Die Anträge hierfür konnten
bis zum  30.6.2013 eingereicht werden.
Dies unterstützen wir als CDU Hessen
nachdrücklich. 

6.  Der Katastrophenschutz in Hessen
wurde seit dem Jahr 2008 kontinuierlich
ausgebaut. Er hat zwischenzeitlich im bun-
desweiten Ländervergleich in Bezug auf
Konzeption, Ausstattung und Ausbildung
der Helferinnen und Helfer eine Spitzen-
stellung erreicht. Das zum 1.1.2011 in Kraft
getretene Katastro phen schutzkonzept
des Landes und die in diesem Zusammen-
hang erstellten Son derschutzplanungen
für spezielle Ge fahrenlagen bieten eine
moderne Grundlage für eine effektive
Tätigkeit der Helferinnen und Helfer im
Katastrophenschutz. Die CDU-geführte
Landesregierung hat in einer beispielhaf-
ten Ausstattungsoffensive 25 Mio. Euro in
die Ausstattung des Hessischen Katastro-
phenschutzes in vestiert. Die Zahl der
Fahrzeuge konnte so von 278 auf über 500
nahezu verdoppelt werden. Die Helferin-
nen und Helfer verfügen so über die
modernste Ausstattung in der Geschich-
te des Hessischen Katastrophenschutzes.
Dieses hohe Ausstattungsniveau gilt es
auch in Zukunft zu halten, um die durch

6. Die landesweiten Beschaffungs-
maßnahmen verbessern die Strukturen
und sind gezielt fortzusetzen. 
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6. Wir wollen das Katastrophenschutz-
konzept der Landesregierung fortführen
und -schreiben. Über die Förderung der
interkommunalen Zusammenarbeit
wollen wir ermöglichen, dass Kommu-
nen sinnvolle Kooperationsmöglich-
keiten auch für den Brandschutz nut-
zen können, wo sich dies anbietet. 

6. Wir verfügen über ein gutes Neben-
und Miteinander im System von Ret-
tungsdiensten, Brand- und Katastro-
phenschutz in Hessen. Das möchten wir
fortführen.

6. Analog der Feuerwehrschule Kassel
wäre eine Katastrophenschutzschule,
wie sie von 1995 bis 2000 in Geisen-
heim existierte, wünschenswert. In Be -
tracht kommen auch für den Katastro-
phenschutz entsprechende Werbever-
anstaltungen an Schulen und Universi-
täten. 
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Zeitablauf erforderlichen Ersatzbeschaf-
fungen zeitnah realisieren zu können. 
Gleichwohl gilt es, den Katastrophen-
schutz auch für künftige Anforderungen
zu rüsten. So wird beispielsweise in Kür-
ze eine Rahmenempfehlung für die Ein-
satzplanung bei einem langanhaltenden
flächendeckenden Stromausfall in Kraft
gesetzt. Zum Schutz kritischer Infrastruk-
turen bei einem solchen Stromausfall wur-
den in einer bundesweit beachteten
Beschaffungsaktion im Jahr 2012 insge-
samt 27 Notstrom-Großaggregate in
einem Gesamtwert von 3,2 Mio. Euro
beschafft und flächendeckend statio-
niert. Vor dem Hintergrund der allseits
bekannten Abhängigkeit unserer Gesell-
schaft und gerade auch der Kritischen
Infrastrukturen von einer funktionierenden
Stromversorgung, wird es künftig verstärkt
darum gehen, den Bereich der Notstrom-
versorgung inkl. der hierfür erforderlichen
Treibstoffversorgung in den Blick zu neh-
men. Ein Vorgehen, das die CDU Hessen
uneingeschränkt unterstützt. 
Darüber hinaus befinden sich derzeit 26
Ge rätewagen Logistik Hochwasserschutz
in der Beschaffung, mit denen die Kata-
strophenschutz-Löschzüge in den Kreisen
und kreisfreien Städten verstärkt werden.
Gerade die aktuellen, verheerenden
Hochwasser haben gezeigt, wie wichtig
eine gute Vorsorge auch in diesem
Bereich ist. So werden die Auswertungen
der aktuellen bundesweiten Flutkatastro-
phe von besonderer Bedeutung sein. Hier
muss u.U. auch bei der Ausstattung des
Katastrophenschutzes (bspw. Hochleis-
tungspumpen, mobile Hochwasser-
schutzsysteme etc.) noch nachgelegt
werden. Diese Schwerpunktsetzungen
wurden durch den Landeshaushaltsgesetz-
geber, hier ins besondere in Gestalt der
CDU-Landtagsfraktion, getragen durch
die CDU Hessen, ermöglicht. Die Oppo-
sition hingegen hatte die dafür erforderli-
chen Mittel durch Ablehnung der gesam-
ten Landeshaushalte der letzten Jahre
jeweils abgelehnt. 

Frage CDU SPD
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7. Können Sie sich
neue Organisations-
und Führungsstruktu-
ren der nicht-polizei -

lichen Gefahrenabwehr in Hessen vor-
stellen?
(Zusammenführung des Brand-, Kata-
strophenschutzes und Rettungsdiens-
tes auch auf Ebene der Ministerien wie
in anderen Bundesländern)

8. Wie kann die Perso-
nalstärke insbesonde-
re an Werktagen
gehalten oder verbes-
sert werden? 

9. Zur Sicherung und
Förderung des Ehren-
amtes ist die gesetzli-
che Unfallversiche-
rung zu ändern, um alle

Gesundheitsschäden im Feuerwehr-
dienst abzudecken (Ausschluss Vor-
schaden). Können sie diese Initiative
unterstützen?

10. Wie stellen Sie sich
die Förderung der Kin-
der- und Jugendarbeit
in den hessischen

Feuerwehren aber auch der »Hessi-
schen Jugendfeuerwehr« vor – ein-
schließlich eines zukunftsorientierten

7. Derzeit sind die Aufgaben des Brand-
und Katastrophenschutzes, einschließlich
des Baus und des Betriebs der Zentralen
Leitstellen in den Kreisen und kreisfreien
Städten im HMdIS und der Rettungsdienst
beim HSM angesiedelt. Es wird jedoch
auch immer wieder thematisiert, die Ver-
antwortlichkeit an einer Stelle zusammen-
zulegen. Die jeweiligen Vor- und Nachtei-
le werden wir daher immer wieder vorur-
teilsfrei abwägen, um sowohl den Belan-
gen des Brand- und Katastrophen-
schutz, als auch denen des Rettungswe-
sens Rechnung zu tragen. 

8. siehe Antwort zur Frage Nr. 5. 

9. Ja, beispielsweise sollten Vorschädi-
gungen nicht zum Ausschluss von Versi-
cherungsleistungen führen können. Ob -
gleich ehrenamtliche Feuerwehrangehö-
rige schon über das für einen »normalen«
Versicherten übliche Maß hinaus bei der
Unfallkasse Hessen (UKH) versichert
sind. 

10. Das Land unterhält zur Förderung der
Jugendarbeit ein Jugendfeuerwehr-Aus-
bildungszentrum (JFAZ) in Marburg-
Cappel. Im JFAZ werden Konzepte für die
Jugendarbeit in den Feuerwehren entwi-
ckelt, die sich an den aktuellen Erforder-
nissen der Jugendarbeit orientieren. Im

7. Eine neue Organisations- und Füh-
rungsstruktur hängt vom Ressortzu-
schnitt der Ministerien ab. Im Zentrum
muss stehen, dass in allen Bereichen die
bestmöglichen Arbeitsbedingungen
zur Verfügung stehen und die Struktu-
ren zur effektiven Erfüllung der Aufga-
be beitragen.

8. Neben den bereits genannten Punk-
ten ist zusätzlich wichtig, mehr Frauen
und Migrantinnen und Migranten für das
Engagement bei der Feuerwehr zu inte-
ressieren. 

9. Es ist eine Entscheidung der Kom-
munen, ob sie z.B. eine Zusatzversiche-
rung für Feuerwehrleute abschließen.
Wir halten solche Zusatzversicherungen
für sinnvoll.

10. Die Kinder- und Jugendarbeit
könnte z.B. durch verstärkte Europäi-
sche Zusammenarbeit für Viele interes-
santer werden. Die Entscheidung über
ein neues Jugendfeuerwehrausbil-
dungszentrum sollte auch Alternativen
an anderen Standorten in Erwägung zie-

Frage CDU SPD
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7. Die bisherigen Organisationsstruktu-
ren haben sich im Grunde bewährt. In
den Gefahrenabwehrzentren auf Kreis-
ebene oder im Bereich der Leitstellen
gibt es bereits umfangreiche Möglich-
keiten, eine verbesserte Abstimmung zu
erreichen. Hinzu kommen gemeinsame
Katastrophenschutzübungen, die helfen
können Verbesserungsmöglichkeiten
bei der Koordinierung zu identifizieren
und umzusetzen. Dies kann jedoch nur
im Dialog mit den Feuerwehren und
Katastrophenschutzorganisationen
erfolgen. 

8. Zur Verbesserung der Personalstär-
ke an Werktagen wurde bereits weiter
oben Stellung genommen. 

9. Bei der Beurteilung von Vorschäden
sind wir für eine ehrenamtsfreundliche
Auslegung der unfallrechtlichen Be -
stimmungen, die die besondere Belas-
tung bei Brandschutzeinsätzen be -
rücksichtigt, und somit den Schutz für
die Freiwilligen Feuerwehren verbessert.
Es wäre ein falsches Signal an die vie-
len ehrenamtlichen Feuerwehrleute, 
wenn regelmäßig Probleme wegen
angeblicher Vorerkrankungen auftreten.
Insbesondere dürfen Vorerkrankungen
nicht gewohnheitsmäßig seitens der
Versicherer zu dem Zweck vorgescho-
ben werden, pauschal die Übernahme
von Schäden zu verweigern. 

10. Das Land Hessen unterstützt über
den Hessischen Jugendring, aber
auch im Wege der Förderung allgemei-
ner Jugendarbeit die hessische
Jugendfeuerwehr. Mit den »Bambinifeu-
erwehren« wird bereits in frühestem
Alter über die Aufgaben und die Tätig-

7. Grundsätzlich spricht nichts gegen
eine solche Zusammenlegung, aber sie
ist auch nicht unbedingt erforderlich.
Gerade in Hessen hat sich die gewach-
sene Struktur im Großen und Ganzen
gut bewährt.

8. Der Sicherstellungsauftrag obliegt
den Kommunen, die örtlichen Feuer-
wehren sind auf hinreichendem Perso-
nalstand zu halten. Wir unterstützen
grundsätzlich alle Maßnahmen um das
zu bewerkstelligen.

9. Grundsätzlich können wir uns vorstel-
len, eine Initiative zur Änderung der
gesetzlichen Unfallversicherung zu un -
terstützen.

10. Hessen unterstützt die Nach-
wuchsarbeit der Jugendfeuerwehren
bereits in erheblichem Maße. In der
kommenden Wahlperiode wird insbe-
sondere in Zusammenarbeit der Ju -
gend feuerwehr eine sinnvolle Lösung
für die dringend renovierungsbedürfti-

7.Eine verstärkte Zusammenarbeit der
verschiedenen Dienste – insbesondere
im Bereich der Gefahrenabwehr – und
eine verstärkte Koordination halten wir
für zukunftsweisend. Dies sollte sich bis
auf die Ministeriumsebene durchziehen.
Die positiven Erfahrungen aus anderen
Bundesländern sollten deshalb aufge-
nommen werden.

8. Hier wird auf die Ausführungen in der
Antwort auf Frage 4 verwiesen. Ähnli-
che Formen der Werbung können sich
auch für den Katastrophenschutz in
Hessen bewähren.

9. Ja, eine solche Initiative zur Änderung
der gesetzlichen Unfallversicherung
würde die LINKE unterstützen.

10. Das Jugendfeuerwehrausbil-
dungszentrum in Marburg-Cappel ist ein
wichtiger Eckpfeiler in der Förderung der
Kinder- und Jugendarbeit der hessi-
schen Feuerwehren.  Neben der Wer-
bung an Schulen und Universitäten und
einer »Brandschutzerziehung« (Ant-

FDP Die Grünen Die Linke
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Frage CDU SPD

Jugendfeuerwehrausbildungszen-
trums?

11. Wie ist Ihre konkre-
te Position zur Umset-
zung der Thematik
»Feuerwehr/Brand-

schutzerziehung« im Rahmen der
schulischen Unterrichtspläne (z.B. ab
der 4. Jahrgangsstufe) – etwa auch ana-
log der Verkehrserziehung?

Mittelpunkt der Bildungsangebote steht
dabei die Überlegung, dem/der verantwort-
lichen Jugendfeuerwehrwart/in, sons   tigen
Führungskräften und Multiplikatoren in der
Jugendarbeit der Feuerwehren konkrete
Hilfen für die pädagogische Arbeit vor Ort
zu geben. Des Weiteren erfolgt an dem
Jugendfeuerwehrausbildungszentrum die
abschließende, auf örtlicher und Kreisebe-
ne begonnene Ausbildung der Jugendfeu-
erwehrwarte, die zum Erwerb der Ju gend -
leitercard be rechtigt. 
Mittelfristig sind bauliche Maßnahmen zur
Steigerung der Attraktivität des Jugend-
ausbildungszentrums notwendig. Um
den Umfang und die Schwerpunkte die-
ser Maßnahmen zu ermitteln, ist ein
Arbeitskreis aus Vertretern des Innenmi-
nisteriums, der Hessischen Jugendfeuer-
wehr und des Landesfeuerwehrverbandes
Hessen gegründet worden. 
Die CDU-geführte Landesregierung prüft
im übrigen die Neuerrichtung eines
Jugendausbildungszentrums im mittel-
hessischen Raum. 
Die Kindergruppen bei den Feuerwehren sind
ebenso fester Bestandteil der Nachwuchs-
gewinnung. Hier können inter  es sierte Kinder
bereits ab Vollendung des 6. Lebensjahres
in die Welt der Feuerwehr hinein schnuppern.
Daneben wird diesen Kindern die Möglich-
keit geboten, im spie lerischen Miteinander
und Lernen Sozialkompetenz in der Ge -
meinschaft zu erwerben. 
Die CDU Hessen steht uneingeschränkt
hinter den ergriffenen und geplanten
Maßnahmen zur Förderung der Kinder-
und Jugendarbeit, die im Bereich der Feu-
erwehr geleistet wird. 

11. Die Brandschutzerziehung wird
grundsätzlich durch die örtliche Feuerwehr
durchgeführt. Die Schulen sind angehal-
ten, diese entsprechend in ihre Unter-
richtspläne aufzunehmen. Ab der   4. Jahr-
gangsstufe ist die Brandschutzerziehung
in Schulen deshalb von zusätzlicher
Bedeutung, weil das Alter für den Eintritt

hen. Ziel muss es sein, ein für Jugend-
liche attraktives Angebot vorzuhalten.

11. Die Erfahrungen in anderen Bundes-
ländern mit einer Feuerwehrtechni-
schen Grundausbildung als Wahl-
pflichtfach an den Schulen z.B. sind dif-
ferenziert. Im Rahmen einer offenen
Ganztagsschule oder auch in der
Grundschule sollten aber Kooperatio-
nen mit Feuerwehren vor Ort unterstützt
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keit der Feuerwehren informiert und so
vorbildliche Nachwuchsarbeit geleistet.
Die Übernahme der Trägerschaft für das
Freiwillige Soziale Jahr durch den LFV
hat entscheidende Impulse auch für die
Jugendarbeit gebracht und ist vom
Land mit einer Anschubfinanzierung
sowie Beratung und fachlichen Hilfestel-
lungen unterstützt worden. 

11. Im Rahmen schulischer Ergän-
zungsangebote halten wir Elemente mit
Bezug zum Brandschutz für sinnvoll und
möglich. Allerdings bedingt jede Auf-
nahme von Lehrinhalten in schulische
Unterrichtspläne einen Konflikt mit
weiteren Bestandteilen des Kurrikulums. 
Eine verpflichtende Aufnahme in die

ge Jugendfeuerwehrschule in Marburg
gefunden werden müssen.

11. Brandschutzaufklärung und -erzie-
hung ist eine wichtige Aufgabe zur
Brandvorsorge. Tatsächlich sind wir der
Ansicht, dass gerade junge Menschen
früh damit in Berührung kommen soll-
ten. Hier kann und muss auch Schule
ihren Beitrag leisten. Die Unterrichtsplä-
ne sind heute schon sehr voll gepackt.

worten auf die Fragen 5 und 11) kann
ein attraktives Ausbildungszentrum
dazu beitragen, den Bedarf an Feuer-
wehrnachwuchs zu decken. Dazu ist es
notwendig, dass das Ausbildungszen-
trum technisch auf dem neuesten
Stand gehalten wird. Hierzu müssen
durch das Land entsprechende finan-
zielle Mittel zur Verfügung gestellt wer-
den.

11. Feuerwehrdienst und Brandschutz
sind mehr als der bloße Einsatz. Des-
halb befürworten wir auch hier Maßnah-
men, die die Prävention und somit die
Verhinderung von Feuerwehreinsätzen
unterstützen. Hierzu kann auch eine wie
von Ihnen vorgeschlagene Brand-
schutzerziehung beitragen. Solche
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Frage CDU SPD

12. Wie sehen Sie die
Finanzierung der Feu-
erwehren auf der Lan-
desebene und die

Festschreibung der zweckgebunde-
nen Feuerschutzsteuer – sowie einer
zusätzlichen Mitfinanzierung aus dem
Landeshaushalt? 
Zur Erläuterung – die Feuerschutzsteu-
er ist der Betrag, den jeder Hauseigen-
tümer im Rahmen seiner Gebäudever-
sicherung abführt und der dann den
Ländern auf jeden Fall zur Verfügung
steht. Das Land Hessen hat hier in den
letzten Jahren aufgestockt aufgrund der
laufend schwankenden Einnahmen
und es sind fest 30 Mio. Euro vorgese-

in die Jugendfeuerwehr erreicht ist und
Mitglieder geworben werden können. 
Feuer übt auf Kinder eine große Faszina-
tion aus. Deshalb ist es wichtig, dass sie
früh lernen, welche Gefahren davon aus-
gehen und was man machen muss, wenn
es dann doch einmal brennen sollte. Des-
wegen hat das Innenministerium bereits
im September 2012 ein Bilderbuch für die
Brandschutzerziehung herausgegeben.
Neu ist das »Löwenstarke Ausmalbuch«,
das wie das Bilderbuch kostenlos ange-
fordert werden kann. Durch das Ausma-
len und Basteln können sich die Kinder
nun noch intensiver mit diesen wichtigen
Themen auseinander setzen.  
In Hessen werden jedes Jahr viele tausend
Brandschutzerziehungsstunden von in
der Regel ehrenamtlich arbeitenden
Brand schutzerzieherinnen und Brand-
schutzerziehern geleistet. Die meisten
davon in Kindergärten und Schulen.
Damit tragen die hessischen Brand-
schutzerzieherinnen und Brandschutzer-
zieher maßgeblich zur Sicherheit der Kin-
der bei. Dieses Engagement halten wir für
sehr wichtig und sprechen diesen Brand-
schutzerzieherinnen und -erziehern da her
als CDU Hessen unseren Dank aus. 

12. Seit 2009 werden die nach wie vor jähr-
lich schwankenden Einnahmen aus der
Feuerschutzsteuer durch zusätzliche
Mit tel aus dem allgemeinen Landeshaus-
halt ergänzt, womit dem Brandschutz
nunmehr ein fester Betrag (derzeit mindes-
tens 30 Mio. Euro jährlich) zur Verfügung
steht. Nach  Abzug der Ausgaben für die
Hessische Landesfeuerwehrschule, der
Sachkosten im Brandschutz  sowie der
Zuweisungen an den Katastrophen-
schutz standen in den letzten Jahren ca.
13 bis 15 Mio. für Fördermaßnahmen zur
Verfügung. Damit konnte eine Planungs-
sicherheit und somit die Grundlage
geschaffen werden, nahezu kontinuierlich
pro Kreis mindestens ein Feuerwehrhaus

werden, jedoch nicht von oben verord-
net.

12. An der Planungsgröße von 30 Mil-
lionen Euro hält die SPD auf jeden Fall
fest. Darüber hinaus gehende Zusagen
sind angesichts der Finanzlage aus
Sicht der SPD nur schwierig zu realisie-
ren. 



LFV-news Nr. 3 21

Rechte Seite mit Infokasten // Rubrikbreich

FDP Die Grünen Die Linke

Lehrpläne sehen wir daher skeptisch. 

12. Das Land nimmt die Aufgaben des
Brand- und Katastrophenschutzes ernst
und ist daher durch die Zuweisung
zusätzlicher Mittel zu dem Aufkommen der
Feuerschutzsteuer – zuletzt in Höhe von
30 Mio. Euro – seiner Rolle aktiv nachge-
kommen, indem vor allem im Bereich der
Fahrzeugbeschaffung und bei der Förde-
rung von Bauvorhaben durch Landeszu-
schüsse die Feuerwehren unterstützt
worden sind. Hinzu kommen die substan-
ziellen Investitionen in den Aufbau des
BOS/Digitalfunks durch Bund und Land. 
Die FDP ist in der vergangenen Legis-
laturperiode ein verlässlicher Partner für
die Feuerwehren gewesen und wird dies
auch in Zukunft weiterhin sein. 

Die Verstärkung einer Thematik hat
somit unmittelbar zur Folge, dass
andere Themen weniger stark behan-
delt werden können. In diesem Sinne
müssen die Unterrichtsinhalte regelmä-
ßig überprüft und angepasst werden. 
Gerade bei Ganztagsschulangeboten
soll der Nachmittag nach unserer Vor-
stellung auch außerschulisch gestaltet
werden, um nichtschulische Einflüsse zu
sichern und Potentiale zu nutzen. Hier
könnten wir uns Brandschutzerzie-
hung sehr gut vorstellen.

12. Selbstverständlich  müssen die Einnah-
men aus  der Feuerschutzsteuer auch für
den Brandschutz zur Verfügung gestellt
werden.  Allerdings ist es mittlerweile so,
dass ein großer  Teil der Feuerwehreinsät-
ze im Bereich des Straßenverkehrs statt-
finden (Rettung von Verletzten, Beseitigen
von Ölspuren, Ge fahr gutunfälle etc.). .
Wir setzen uns daher dafür ein, auch
Mittel aus der Kfz-Versicherung  für den
Feuerschutz  zu erheben.
Eine Verstetigung  der Finanzierung der
Brandschutzkosten ist nach unserer
Auffassung erforderlich, um auch in
Zukunft auf hohem Niveau einen flä-
chendeckenden und guten Brand-
schutz zu ermöglichen. 

Maßnahmen sind auch dabei hilfreich,
Kindern bereits im Grundschulalter die
Wichtigkeit von Engagement bei der
Feuerwehr zu verdeutlichen. Diese
schu lischen Maßnahmen sollten je -
doch von speziell dafür ausgebildeten
hauptamtlichen Feuerwehrfrauen und 
-männer durchgeführt werden.

12. Sie weisen zu recht auf die steigen-
den Ausgaben in den kommenden Jah-
re hin, die durch Schuldenbremse und
kommunaler Schutzschirm noch ver-
schärft werden. Wir präferieren eine
Kombination der Finanzierung aus der
Feuerschutzsteuer, sowie garantierten
Landesmitteln. Für eine flächende-
ckende und moderne Feuerwehr sind
entsprechende Mittel zur Verfügung zu
stellen. Deshalb ist die Garantiesumme
von 30 Mio. Euro wichtig, sie muss aber
weiter – entsprechend der Preisentwick-
lung – angepasst werden. 
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Frage CDU SPD

hen – eine planbare Größe und schon
lange Jahre gefordert. Diese Mittel
werden für die Landesfeuerwehrschu-
le, die bewährten Landesbeschaf-
fungsaktionen und die unverzichtbare
Bezuschussung von Einsatzfahrzeu-
gen in den Kommunen benötigt. Aller-
dings steigen hier die Ausgaben in den
letzten Jahren, so dass hier künftig 
»30 Mio. plus« notwendig sein werden.

und drei Fahrzeuge fördern zu können. 
In den Jahren 2007 bis 2012 konnten 556
Fahrzeuge und 163 Feuerwehrhäuser mit
über 58,5 Millionen Euro gefördert werden.
Darin enthalten sind zahlreiche Landes-
beschaffungen von häufig benötigten
Fahrzeugtypen. Hier nimmt das Land den
Kommunen die aufwendige Beschaffung
(des gesamten Fahrzeugs oder des Fahr-
gestells) ab und es können so zudem deut-
lich bessere Preise erzielt werden. 
Im Rahmen der Brandschutzförderung
wurden im Jahr 2012 42 Baumaßnahmen
(Neubauten und Erweiterungen von Feu-
erwehrhäusern) oder die Ausstattung
von Atemschutzübungsstrecken geför-
dert. Außerdem wurden 101 Feuerwehr-
fahrzeuge bewilligt oder zentral beschafft
(einschließlich zentral beschaffter 27
Löschgruppenfahrzeuge, 10 mit höherer
Förderung wegen der Bereitstellung
auch für den Katastrophenschutz, und 20
Fahrgestelle für TSF-W und 2 Fahrgestel-
le für TSF). Das Fördervolumen betrug ins-
gesamt rund 10,5 Mio. Euro. 
Diese Schwerpunktsetzungen wurden
durch den Landeshaushaltsgesetzgeber,
hier insbesondere in Gestalt der CDU-
Landtagsfraktion, getragen durch die
CDU Hessen, ermöglicht. Die Opposition
hingegen hatte die dafür erforderlichen
Mittel durch Ablehnung der gesamten
Landeshaushalte der letzten Jahre je weils
abgelehnt. 
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Liste Partei und Wählergruppen Kurzbezeichnung 

1 Christliche Demokratische Union Deutschlands CDU 

2 Sozialdemokratische Partei Deutschlands SPD 

3 Freie Demokratische Partei FDP  

4 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN GRÜNE 

5 DIE LINKE DIE LINKE 

6 FREIE WÄHLER Hessen e. V. FREIE WÄHLER

7 Nationaldemokratische Partei Deutschlands  NPD 

8 DIE REPUBLIKANER REP 

9 Piratenpartei Deutschland PIRATEN 

10 Bürgerrechtsbewegung Solidarität 

11 Aktive Demokratie direkt ADd 

12 Allianz Graue Panther AGP 

13 Alternative für Deutschland AfD 

14 Autofahrer- und Volksinteressenpartei AVIP 

15 Lärmfolter-Umwelt-Politik-ehrlich  LUPe 

16 Ökologisch-Demokratische Partei ÖDP 

17 Partei für Arbeit, Rechtsstaat, Tierschutz, Elitenförderung 
und basisdemokratische Initiative Die PARTEI 

18 Partei für Soziale Gleichheit, Sektion der Vierten Internationale PSG 

Um bessere Arbeitsbedingungen und
moderne Informationstechniken zu
ermöglichen, hat der Hessische Land-
tag 2004 den Abriss des alten Plenar-
saals beschlossen. 
Das neue Plenarsaalgebäude (Bild)
konnte im März 2008 in Betrieb
genommen werden.

Diese Parteien stellen sich zur Landtagswahl 2013


